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Zentrale Elemente des nationalsozialistiscnen Arbeitsrechres waren nur für eine 
Übergangsphase konzipiere. Die 1935/36 einsetzende Vollbeschäftigung brachte de 
facto das politisch gewollte Konzept der NS-Arbeitsverfassung, den "Klassenkampf. 
durch unitär verfaßre Betriebsgemcinschaften überwinden zU wollen, zu Fall. Die 
arbeitsmarktbedingte Stärkung der Stellung der Lohnabhängigen ließ zudem offen
sichtlich werden, daß die neugeschaffenen Institutionen - wie die ,.Treuhänder der 
Arbeit«, die »Deutsche Arbeitsfront .. (DAF) und die "Soziale Selbstverwaltung« -
immer weniger ~Js Instrumente zur Systemstabilisierung taugten. Deshalb setzten 
sich in zunehmendem Maße unter Repräsentamen des nationalsozialistischen Staates 
und vor allem in führenden Unternehmerkreisen Vorstellungen über eine zu sch3f
{enden .,Soziale Selbstverwaltung" durch, die lentlieh auf die Restiwierung eines 
,.freien« Arbeitsvertrags- und Tarifwesens und insoweit auch eines (wenn auch enr
politisierten und rassisch selegierten) Gewerkschaftswesens hinausliefen. Auch 
wenn eine entsprechende NovelIierung des -Gesetzes zur Ordnung der nationalen 

Arbeit~ (AOG) - das Kernstück der nationalsozialistischen Arbcitsvedassung -
nicht mehr Realitäc wurde: Die im folgenden skizzierten Vorstellungen und Kon
zepte sind auch deshalb interessant, weil sie zur Erklärung ccilweiser Kontinuitäten 
solcher Auffassungen über die NS-Zelt hinaus beitragen können. 

1 •• Betriebsgemeinschaft« und ~ Vertrauen$yat<-

,.Zertrümmerung der alten gesellschaftlichen Ordnung des Klassenkampfes~' und 
.Zusammcnführung derjenigen Menschen, die bisher in feindliche Klassen getrennt 
waren~', in eincr »Betriebsgemeinsehafr~ - diese Wone umreißen recht präzise. wie 
sich dic meisten Nationalsozialisten t933/}4 das künftige Verhältnis von Arbeitge
bern und Arbeitnehmern vorstellren. »Klassenkampf« war mit der Vorstellung einer 
soziaJharrnonischen .. Volksgemeinschaft« unvereinbar. Geleugnct wurde freilich 
nUT ,.die Annahme eines grundsätzlichen Gegcnsatl:.cs zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern", die .. Erhebung des wirtschaftlichen lnceresscnsgegensatzes zu 
einer allgemeingültigen Norm, die alle GesetZe und Maßnahmen des Staates und alle 
Beziehungen zwischen den im Wirtschaftsleben beteiligten Menschen ( ... ) 

., Bci dem '·orl,egenden Aulsl'Z h:lJ1dch es ,ich um die Zusammenfassung ';nig" K.pitd J~s Rohm,nu
.kript5 meiner Dis,m.tion. die voraussiehrlieh 1985 erscheinen ",ird (Arbciu.iod: ,.Betriebliche Sozi,I. 
politik, Lci>tungscntlohnung und .Bctricb,gtmeinsch.ft< im Dn".n Reich,). Der Anmerkung»pp.rll 
wurde ,\lI das Norwendigsle gekü,-.ll. Prof. R.inhard Rurup hat die Arbe;t betreu!. 

1 rt"inrieh Hunke, Die Llge, in : Dt. VolkswirtSchaft '914. S. 66. 
2 Max Frluendorior. Idee und Gc".lr der SI.ndischen Neuordnung, Berlin '9lj. s. 19. 
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beherrschte. J. Nichr bestriuen wurde dagegen die Existenz des »natürlichen Wider
streil(s) der sozialen Interessen, der sich aus der verschiedenen Lage des seine 
Arbeitskraft anbietenden Arbeitnehmers und des auf die Rentabilität des Betriebes 
bedachten Unrernehmcrs ergibt~~. Verhinden werden sollte »lediglich«, daß dieser 
»natürliche Gegensatz« "durch Zusammenfassung in großen Verbänden« .. künstlich 
organisiere und vervielfache« würde1• 

Die im "Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit« (AOG) institutionalisierte neue 
Betriebs- und Arbeitsverfassung sah deshalb keine überbetriebliche Interessensver
tretung der Arbeitnehmer vor. Und auch auf betrieblicher Ebene besaßen Arbeiter 
und Angestellte formal keine Möglichkeit, ihre Interessen (kollektiv) zu artikulieren 
und durchzusetLen: Der durch das AOG neugeschaffene .Verrrauensrat<l (der mit 
dem Betriebsrat nichts gemein hatte) hatte das »gegenseitige Vertrauen innerhalb der 
Betriebsgemeinschaft zu vertiefen «, .der Stärkung der Verbundenheit aller Betriebs
angehörigen (Arbeitnehmer und Arbeitgeber, R. H.) untereinander und mit dem 
Betrieb und dem Wohle aller Glieder der Gemeinschaft«, der »Gemeinschaft aller 
Volksgenossen unter Zurückstellung eigennütziger Interessen- zu dienen und die 
"Verbesserung der Arbeieslcisrung« zu fördern. Die Arbeimehmerschaft verfügte 
weder auf betrieblicher noch auf überbetrieblicher Ebene über eigene Inceressens
vertretungen und besaß keine rechtlichc Handhabe, das Handeln des Staates und der 
Untcmehmerschaft in ihrem Sinne zu beeinflussen; umgekehrt existierte aber auch 
kein >Fruhwarnsystem<, das soziale Konflikte (Spannungen) im industriellen Bereich 
frühzeitig angezeigt hätte - ein Defizit, das in dem Maße zum drängenden politi
schen Problem werden mußte, wic sich diese Konfliktc bei einsetzender Vollbeschäf
tigung auszuweiten begannen und tendenziell auch die nationalsozialistische Herr
schaft selbst bedrohten. 
Vor allem dieser Grund war ausschlaggebend dafür, -daß in den Vorbereitungen 
zum Gesetz zur Ordnung der nationalen Arbeit der Reichskanzler (Hiclcr, R. H.) 
verlangt habe, daß in diesem Gesetz keine allzu feste gesetzlIche Fixierung zunächst 
erfolge; das Gesetz müsse zunächst maglichst beweglich gestahet werden, man müsse 
abwarten, wie sich die einzelnen Bestimmungen in der Praxis bewähnen, und erst 

Wemer M:In"feld, Wollgang Pohl (unter Mi""bei, von Gerhard S,eillmann und Anhur BemhJrd 
Krause), Das Gesetz zur Ordnung der nationllcn Arbeit, Kommen13', Berlin/Leipzig/Mannheim/Mun
ehen t934, S. 1 (Zitierweise: Man,fdd, Pohl). Manslcld und Pohl hallen die entscheidenden Entwürfe des 
AOG fonnulien. Ihr Komment.1r, der von Pictz!ch auch als .. Motive des Gosera, zur Ordnung der 
natiomlen Arbeit- bC7.cichn<'t wurde, wircl nie. desn.lb bevorzugt Ocransezog<1\. 
Wemrr MallSfeId (18'3 geb.) nahm auf ,,·iten der Freikorps :In der Nicdu,ehlagung dn Arbei,C(.ui
,tände '9'3/', und :un Kapp-Putsch leiL '9" tt~t C( dem .SahlJulm. bei. Seit Nov. '9'4 w.r er,]; 
jU«lliJJ des Vereins (ür bergb.uliche Interessen in Essen tätig. In> Mai '9J3 WUrde er \'om ,SllhlheJm· 
f. übrer. und neuernannten Reichs .lrbeitsminist<T Seld,e al, Ministerialdirektor in, Relch.,rbeltsm;mstc
nU[l' berufen, nac.hdem er zuvor (am ~6. AprJ 19H) gemein"m mit Seid .. in die NSDAP tiberge".ren 
war. 19}6 wurde Marufdd neben s~i ner Funktion lm Reichsarbei"miniSlerium '·00 Goring zum Lei, .... 
d er ArbetLsgruppe . Arbeitseins"2 < beim .ßelul".gten des Fuh,..,,, lur den Virriahresplan. ernannt. 
N , ,,h einem kurzzeitigen und erfolglosen [mermeno .>1, -Generalbe\'ollmäcl\ligtfr (Ur den Arbei"ein
satz- (bis zur Eml·nnung S,uckels) lrtl( MClnsfcld von ll)en !t,,,lichen FunktIonen zurilck und in den 
Vorstand der Sab.dethfurl AG cin. 
Wo/fgang Pobl (I S97 geb.) W.\r '92 ,lu in der ,oziaJpoliuschen Abteilung von AEG tätig. Im No". '9'7 
wurde er als Reben< fur Presse und Sozialpolitik ,n das Reichswirtseh.ftsminlSlerlum berufen. [m Juli 
'9H wechselte er i" doU Reich,arbeitsminiltcrium. t911 his J9J7 war er wicder (al, Mini ... rialdiri~enl) 
im Reichswirtschaltsministe,ium t..:tig. t938 wurde er Leiter des .Arbeir.swissenschafdichcn [nstitUlS. 
der DAF . 

• Ebend •. 
. Gr,1 von der Golt~. Das Recht der GomcinschafLsarbeit, in: SoziaJe P ... ",js '9H, Sp. 97. (Von der Gohz 

war zu diesem Zeitpunkt -Führer der deutSchen Winschah •. ) Daß die Ablehnung von Gewerkschaften 
abcr keineswegs grundün,lich wor, .ondern ihre gewaltsame Auflosung '9JJ eher aktuell-politi,chen 
Erwiigungen entsprang.hllt sich z. B.: Adolf Hill cr, Mein Kampf. Muncbtn '94), ln,be,. S. 67t. 674 ff .. 
6S 1 und Mansleld_ Pohl, a .•. 0., S. 1 entnehmen. 
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dann könne eine endgültige Fixierung erfolgen,«6 Albert Pietzseh, der spätere "Füh

rer« der Reichswirtschafrskammer7, stellte in diesem Zusammenhang fest, daß eine 
(spätere) separare Organisierung von Arbeimchmerinteressen mit dem »Geist. des 

AOG durchaus vereinbar war: 

~Der Geist des Gesetl:es sei der, zur Einheil in den Betrieben zu gelangen; d~s schließe ande
rerseils nichl aus, daß nach wie vor Inleressengegensälze zwischen dem Belriebsführer und der 
Gefolgschaft möglich seien. Dies brauche noch lange kein Kb.ssenk.:unpf zu 5ein. Der Führer 
selbst habe gclcgendich ausdrückJich erklärt, daß Gegensätze "wischen dem Unternehmer und 
den Arbeitern immer wiedc-r benehen würden, daß auch deren Austragen noch lange kein 
Klassenkampf zu sein brauche, und zwar auch seihst d4nn nicht, wenn dIe beiderseitigen lncer
eHen durch Organisationen der Arbeitgeber - hzw. Arbei.tnehmerseite 'V~rr.reUn würden .• ! 

Vorerst sollten allerdings überbetriebliche Probleme umer Ausschluß jedweder Ver

(reter von Arbeitnehmern und Arbeitgebern geregelt werden. 

1 . Der »Treuhänder der ArbeiL~: ein arbeitsrechtliches Provisorium 

Wenige Wochen nach der gewaltsamen Auflösung der Gewerkschaften, a.m '9. M;l.i 

1933, war die Institution des ~ Treuhänders der Arbei(<< durch Gesetz geschaffen 
worden. Die dreizehn »Treuhänder~ waren unmittelbar dem Reichsarbeitsministe
fium unterstellt. Ihre Aufgabe bestand vor allem darin, die Bedingungen für den 
Abschluß von Arbeitsverträgen zu regeln und im übrigen für die Aufrechterhalcung 

des Arbeitsfriedens zu sorgen . Bereits im ersten Treuhändergesetz war in Anknüp
fung an zentrale Elemente des Schlichtungswesens der Weimarer Republik festgelegt 
worden, daß die Treuhänder Tarifordnungen und damit Mindestarbeirsbedingun

gen, in erster Linie Mindesrlähne (seit Juni 1938 auch Höchstlöhne). verbindlich 
fixieren konnten. Das am 2o.Januar 1934 erlassene AOG räumte dariiberhinaus dem 
»Treuhänder« die Befugnis ein, über Endassungen größeren Ausmaßes zu enrschei
den. Außerdem konnte er (unverbindliche) Richtlinien für die Aufstellung von 
»Betriebsordnungen« herausgeben9 . Weil aber die »Treuhänder« nur als Institution 

konzipiert waren, die nach einer Übergangszeit »lediglich bei groben Verstößen 
gegen das Ges;l.mtwohl« '0 eingreifen soll ren, erhielten sie keinen administrativen 
Apparat, der ihnen die wirkungsvolle Umsetzung ihrer Befugnisse ermöglicht 
hätte. 
Die völlig unzureichende finanzielle und personelle Ausstattung der Treuhänder
Büros" trieb sie fast zwangsläufig an die Seite der Wirrschaftsorganisationen. Sym-

6 Ni~derschrift über die Si.zung de$ SOliah"irt, ch.folich~n Auss~hu<.<c, der Reichsgruppe InduSlrie vom I . 

Febr. 19H. in: Bund ... rchiy Koblenz R u [1169. 
7 AlbeY( Piel7.sch (,874 geb.) gnindel< 190:9 die Elek.rocnemischen Werke MundIen bei Höllrirgcl, kreulh 

(deren VOr"Slandsvorsilzcnder er bi s '91 S blich). 19'\ wurde er nach Bekonmsch.l. Hi.lcrs de$scn 
.. Anhänger". '9'7 Ira' er in die NSDAl' ein. 19JJ / H arbeiteie er:als Wiruchaf .. bcr."er von Rudoll Heu. 
'9H wird er:c.um Pr.siden.en d~r InduSlrie- und H.1nJel.kammer München, zum Lei •• r der Winsch.1lu
lumm~r Bayern und 7um lei •• r des Soz"lwirtschaftlichen Ausschusse. der J\cich,gruppe Indu'lne 
ernonnl. Vom Dez. 19.\6 bis zum Aug. 19H üb" tr d>< Am. des Präsiden.en der Rcich'wirtschlhsk:lm
mer aus_ 

S Nled."ch .. ft über die Sin:ung des Sozulwlrtsch>ftlichcn Ausschu .. "" der Reichsgruppe Industri. "om 
I, Febr . '934, a. 3 . O . 

9 Dem. Treuhänder der Arb.i, . w,ren im AOG ferner wci.gehende Einllu.ßmoglichkciten ,uf Zusam
mense.zung und T"igkei. des (einflußlos.n) • Vcnnumsr.",. und der Mueingcrichu,tn (gleichhlls 
btdemungslosen) "Sozi.len Ehreng.nen •••• ingerauml. 

'0 Vgl. Mansfeld, [>onl. a .•. 0 .• S. ,8 jf.. S. l7 r. 
l' Je .... eil. nach Größe de. yon ihnen zu betrL"Ucnden Wirtscbitsgcbict cs w:>rCn den .-r rculü ndom der 

Arbei" zwischen drei und ,eh. Beaufrr2gtc unmiudb.r u ... ,ers.ell, worden. Die .S.-hvcrSländigenbci
räoc. und .Sac!",ersland'gen,u"chüsse_, die den Treuhander in .lIgerneinen Fragen bzw. Einzdfillcn 
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ptomuisch ist etwa die Klage des" Treuhänders« für das Wirtschafrsgebict Westfa
len, daß ihm für seine Tätigkeit »leider keine Etatmiltel zur Verfügung (stehen), so 

daß ich gezwungen bin, diese Tätigkeit aus eigenen Mitteln bzw. aus freiwilligen 
Spenden zu finanzieren«. Deshalb wende er sich an die Industrie- und Handelskam
mern »mir der Biete, mir einen monatlichen Beirrag ( .. . ) zur Finanzierung dieser 
Tätigkeit zur Verfügung zu stellen«, da diese »ein wesentliches Interesse am Erfolg« 

seiner Tätigkeit, der » Wiederherstellung von Ruhe und Sicherheit im Wirtschaftsle
ben- hätten" . In der Folge entwickelte sich eine rege Zusammenarbeit zwischen den 
"T reuhändem« (.luch anderer Wirtschaftsgebiete) und den Winschaftsorganisatio
nen, die sich nicht nur auf finanzielle Unterstützung beschränkte, sondern auch 
umfangreichc direkre Zuarbeit mit einschloß (Bearbeirung von Anträgen auf unter

tarifliche Entlohnung, Lohn- und Preisüberwachung u.a.m.) . 
Nicht zuletzt die DAF trieb die »Treuhänder« an die Seite der Winscha.ftsorganisa
rionen, da die DAF schon Versuche des Rcichsarbcitsministers, die ~Treuhänder" 

beim Aufbau einer eigenen Behörde zu unterstützen, zu verhindern trachtete - mit 
der Begründung, das AOG bestimme "nicht, daß die Treuhänder ( ... ) Abteilunge.n 
bzw. Unter~btejlungen ihrer Dienststellen einrichten. Nach dem Gesetz. zur Ord
nung der nationalen Arbeit soll der Treuhänder lediglich oberster Sozialricheer 
sein.« ') Die Bestrebungen der DAF als einer Organisation, die dem Anspruch nach 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen gleiehennaßen venrat, liefen von Anfang 
an darauf hinaus, den »Treuhänder« als fnstitution fakrisch auszuschalten und sich 
dessen Befugnisse selbst anzueignen. Bereits wenige Tage nach Gründung der DAF 
waren aufgrund einer Verfügung von Ley und Wagner (Preisbildungskommissar) 
von der DAF bzw. NSBO dreizehn "Bez.irksleiter der WirtSchaft und der Arbeit« 
e.rnannt worden, die die Aufgabe. haben sollten, die Tarifverhältnisse zu ~ordnen" 
und die betrieblichen Arbeitsbedingungen zu überwachen . Durch das (erste) 

"Gesetz über die Treuhänder der Arbeit« vom 19. Mai 1933 wurde diese Verfügung 
zwar außer Kraft gesetzt, die konkurrierenden Anspruchc der DAF blieben aber 
bestehen. Bestrebungen auf weitestgehende Ausschaltung der Treuhänder der Arbeit 
und Versuche von Dienststellen der DAF, die» Treuhänder« und ihre Sachbearbeiter 

durch Drohungen oder Diellscaufsichtsbeschwerden beim Reichsarbeitsminister 
einzuschüchtern und in ihrer Arbeit zu behindern, wurden in den folgenden Jahren 

fortgesetzt. Erst eine (939 zustande gekommene Vereinbarung zwischen Ley und 
Seldee beendete (vorläufig) die Kompetenzstreitigkeiten zwischen DAF und» Treu
händern«". 
Nicht nur bei der DAF wolr die Institution des "Treuhänders« umstritten. Ihre de 

faClO schwache Stellung führte dazu, daß (wie de.r Reicharbeitsminisrer 1936 fest
stellen mußte) die "hohe und verancwordiche Stellung der meiner Dienstaufsicht 
unterstellten Treuhänder der Arbeit (auch innerhalb der Ministerialbürokratie) noch 
vielf;\ch verkannt« wurde'!. Obwohl den Treuhändern 1936 die Gewerbeaufsichts-

ber.1ten sollten, KOnnLen hi~r kcin uUtz scin, u. a. wtil die Mitglieder dieser AUHc.hussf ehrcn:untlich 
tälig waren und diese Gremien schon deswegen nur ,dIen zusammentraten. 

" Schreiben des -Treuhiind.rS der Arbei, .. {ur du Wirtschaft.gebie, Weslf.tl en an die Industrie- und Han
del,bmmer Duisburg-Ruhrort "om '9 . Juli 193.> (Az. Bg.JK.), in: Rhcinisch-We"{~li,,,hcs Wirtsch.fts
archiv zu KöLn (RWWa) 20-"&4-1. 

'3 Schre,ben des RciehsleitcrS der Deutschen Arb,·itsfron. an den Rcic.hsorbeitsminister vom .1. Juni '937 
(Abschrift zu; Illb "99,/J7), in: BA Koblenz 11.. H I!lSJo, BI. >17. 

'4 Vereinbarung ~wischcn Lcy und Seld!e (nur von Ley unterzeichnet), ohn~ Datum Uul; oder Aug. '93.9). 
Anbgc zu; Zenlral.mtJSozi.lburo deI DAF an Sta'l<sekreror Syrup im Reichslrbcilsmini>tcrium vOm 

14. Aug. 1939 (ohne Az.). in: BA Koblenz R 41/». BI. 96 ff. 
's Rundschreiben des Rci,hs~b"ilSminist<:r; ,n die RdchsminiSler, d,e Reichs"'llho.llcr und die Landes· 

regierung vom ~,. Dez . t936 (Az. II!b '49°1/)6), In : BA Koblenz R 43 11/1'9" BI. >I u. R •. (Ein 
weiler« Ex<mplar dit<cs Rund,ehr.ibm! befind'l sich im R WW. Köln .0-11&4-t .) 
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ämter und Mine 1939 die Arbeitsämter unterstellt wurden, blieben ihnen bei der 
Umsetzung ihrer Kompetenzen enge Grenz.en gcsetzt'6. Hätte auch die Unterstüt
zung durch die Organisationen der gewerblichen Winschaft gefehlt, wären sie noch 

weniger arbeitsfähig gewesen. Aber auch so waren sie ihren Aufgaben letztlich nicht 

gewachsen - sie sollten es im Grunde auch gar Dicht, da sie Ielzdich nur als Provi
sorium für eine zeitlich begrenzte» Übergangsphase. konzipien waren . Es war näm
lich "vom ersten Tage der Beratungen über den neuen Gesetzenrwurf (gemeint ist 
das AOG, R. H.) die Absicht des Gesetzgebers, einer kommenden sozialen Selbst
verwaltung alle Möglichkeiten offen 'Zu lassen«.'7 Die feste Etablierung von ~Treu

händern der Arbeit« mit weitgreifenden Kompetenzen hätte solch einer -Sozialen 
Selbstverwaltung« nur im Wege gestandeo . 

J. Die »Lcipzigcr Vereinbarung~ vom 16. März 19J5 

Am 26. März 19H kam es in Leipzig zwischen dem Reichswinschaftsminister, dem 
Reichsarbeitsminister und dem Leiter der DAF zu einer Vereinbarung über den 
Aufbau einer .Sozialen Selbstverwaltung<<. Diese Vereinbarung sah auf Reichsebene 

die Bildung eines »Reichsarbeits- und Rcichswiruchaftsrates« vor, der sich aus Mit
gliedern des Beirates der kurz zuvor ins Leben gerufenen Reichswinschaftskammer 
(als Venrerung der gewerblichen Wirtschaft) einerseits und einem von der DAr
einzurichtenden .Reichsarbe;tsrat« (bzw. »Reichsarbeitskammer«, wie dieses Organ 
später meist bezeichnet wurde) andererseits zusammensetzen solhe'! . Dieses Gre

mium hatte ebenso wie die auf bezirklicher Ebene zu schaffenden »Bezirksarheits
und -wiruchaftsrä[e~ der »Aussprache über gemeinsame wirtschaftliche und sozial

politische Fragen« sowie der »Herstellung einer vertrauensvollen Zusammenarbeit 
aller Gliederungen der DAF und der Organisation der gewerblichen Wins<::haft« zu 
dienen; irgendwelche Entscheidungsbefugnisse standen diesen "Räten« nicht zu. 
Auf lokaler Ebene und jeweils für einzelne Wirtschaftszweige sollte die DAF sog . 
• Arbeirsausschüsse« einrichten, .paritärisch aus Betriebsführern und Gefolgschafts
mitgliedern. zusammengesetzt. Aufgabe dieser .Arbeitsausschüsse .. WH die Erörte
rung .sozialpolitischer Sonderfragen«, ausdrücklich festgelegt war gleichzeitig, daß 
auch diesen Auss<::hüssen irgcndwclche Entseheidungsbefugnisse nicht zustehen 
sollten. Ferner sah die »Leipziger Vereinbarung. die formale Eingliederung der 

Reichswirtschaftskammer und ihrer Unterorganisationen in die DAF vor. 

Welche Ziele verfolgten die am Abschluß der »Leipziger Vereinbarung« beteiligten 
Parteien? Der »Zweck der Arbeitsausschüsse« sei ein »eminent sozialpädagogi
scher. ( .. . ) Nicht auf illusionistische Beseitigung natürlicher Interessenspannungen 
sollte es abgesehen sein, sondern auf einen möglichst fairen und wirtSchaftlich gesun
den Ausgleich«.'9 Vermieden werden sollte, .daß in den Ausschüssen sich ( ... ) 

,6 Die Gewerb .. uf.icht und die Acb.irs:imlec h,mn ,chon Probleme, ihre eigentlichen Aufg,ben zu bew,l
,igen. da .ie gk;chbll, unler ~rh.blicbem Personalmangel2.u leiden h.u.cß . Infolg.dessen !um es nur zu 
t'i.nE:'l'" wcitgtohc-ndC'n Au/aeho1.hul'lg du Doppc-br-bcit. 

J i Wollg.ng Pohl, Neue Formen cl .. G~meinsch,fu.1Cbci,. in : l)1. ArbeilSrechl '9Jl. S. 9'. 
1 S Dem ,R.ic.h,,,b<i,s- und w,rL"hfl."",- sollten angehor.n: die Leiler du Reich,b",ri~b$beme.inschaften 

und der Arbeil$lummtcn auf der ein~n (DAF) und die Lei,er der liaupfgruppen, R~ichsgruppcn und der 
Winsch.ft.skammcrn auf d~r anderen Seite (Win«;haflsorganisationen) sowie ,. im gcg~ns.iligen Euwcr
nehmen. bCHdhe E.inulper<oncn. Einberufen werden soJlrc cl oU Gremium . ducch d.n Reichs!ei .. , der 
DAF im Benchm"" mil dem Leiler der RWK •. (Anordnung Lcys vom I. Juli (9)5 Nr. )./3\.) 

'9 raul OSlhold. Die Arbe.ilS.ussch=e im Werden, in: Dcr D •. Volkswin vom '9. M:'rz '9lS ('935/)6, 
S. 'Oll)· 
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'- Fraklionen bilden dürfen, eine Unternehmer- und eine Gefolgschaftsfraktion". Es 

sollee im Gegenteil gerade verhindert werden, "daß die Unternehmer- und die 
Gefolgschaftsseite vorher die Lage besprechen, ihre Auffassungen festlegen und 

durch Sprecher venrelen"'o. Als ~ Instrumente der ArbeitSbefriedung .. " solhen die 
Gremien der ,Sozialen Selbstverwaltung( und die in ihrem Rahmen vorgesehenen 

• Vortrags- und Ausspracheveransta!wngcn der Entladung (sozialer) Spannungen 

dienen und die Gefahr der Vergiftung des Verhältnisses zwischen Betriebsführer und 

Gefolgschaft beseiligen«" . Pie "Arbeitsausschüsse" etc. als ~Beratungsorgane der 

politischen Führung"') waren also »nicht in dem Sinne parilätisch besetzle Aus

schüsse, wie dies sozialpolitische Gremien der Zeit vor 1933 zu sein pflegten«'" und 

hanen deshalb auch keine Entscheidungsbefugnisse erhalten. Ganz. ähnlich wie die 

betrieblichen "Vercrauensräte~ diente die überbeuiebliche "So~iale SelbSTVerwal

tung" also nicht (sozial-)politischer Parrizipation der Arbeicnehmerschafr, sondern 

sollte als »Gemcinschafts"-Organ den -soz.ialen Frieden« sichern helfen und als 

,.Frühwarnsyscem« für tiefer gehende Konflikte zwischen Unternehmern und 

Arbeiterschaft fungieren. 
Über diese allen Beteiligten gemeinsame Zielsetzungen halten DAF und Wirr
schafrsorganis3rionen allerdings auch unterschiedliche, zum Teil direkt entgegenge

setzte Gründe, die sie zum Abschluß der »Leipziger Vereinbarung« veranlaßt halten. 

Der "Wjrrschafr~ kam es .hauptsächlich auf eine Legitimation für eigene Orga.nisa

tionen neben der Deutschen Arbeitsfronr:rn, die sie ohne eine solche Vereinbarung 

nur schwer erreichen konnte~'j. Darüberhinaus wollte ReichswircschaftSminister 

Schacht als wesentlicher Initiator die.ser Vereinbarung Versuchen der DAF. in unter
nehmerische Belange einzugreifen und unkontrollierbare wirtschaftSpolitische Akti

vjtätcn zu entfalten. einen Riegel vorschieben. Im genauen Gegensatz zu diese.n 

Intentionen des Reichswirrschaftsministers bzw. der Repräsentanten der Unterneh

merschaft war das Ziel der DAF-Führung, über die "Leipzigcr Vereinbarung" inren

siver und unmiuelbarer auf die WirtSchaft einwirken zu können und die Wimchafts
org:rnisationen sich nicht nur formal einzugliedern, sondern sie auch praktisch den 

Weisungen der DAF zu unterwerfen . Bis [937 hatte dje DAF 3637 Arbeitsaus· 

schüsse mit 50 lh8 Mitgliedern eingerichtet - eine auf den ersten Blick becindruk

kende Zahl. In demselben Jahr, dem ersecn Jahr ihres »vollen Einsatzes« traten die 

Arbeitsausschüsse indes ledigüch j 5 54 mal zu Ausschußsitzungen zusammen", d . h . 
ein Arbeitsausschuß tagte im Durchschnitt nicht mehr als ein- oder zweimal im Jahr. 

Auch die ReichsarbeitSkammer führte nur höchsc selten Tagungen durch : Bis zum 

Beginn des Zweiten Weltkrieges rrat sie lediglich neunmal zusammen und beschäf

tigte sich mit Themen, die keineswegs von besonderer sozialpolilischer Relevanz 

waren'7. Ocr aus »Reichsarbcits-« und .Reichswirrschahskammer .. zu bildende 

»Reichsarbeils- und Reichswinschansrat« wie auch die ~BezirkswiftSchaftS- und 

-arbeitsräte. wurden zu keinem Zeitpunkt Realitär. Funktionieren konnten nämlich 

10 Schreiben der Bt',.irksgruppe Nicd'r<.ch;en der Reichsgruppe Industrie an die Reich,sruppc [ndum,c 
vom u. Juli 19)1, in: BA Koblcnz R 11 11274. 

11 .Angriff. Vom ,!. hbr. '9)9. 
11 Wtmer Bohnstcdl. Sozialpolitische Sdbsr\"erw~lrung.. in : Sol.i>.lc /I"",i, 19)5, Sp. >98. 
'3 "Angriff. , ebend •. 
'4 Sozial. Puxi, '931, Sr· \4'4· 
'1 Friedrich Syrup. Hundert J.u.rc Sl~atliche S07.ialpolitik ,83?-1939. hg. von Julius Schcuble, bearb. vOn 

Ouo Neuloh, SlUttgart '917, S. 499. 
,6 Wirlschafts- und s02i~lpoli!i"he Rundsch~u (Allg. Ausgabe) vom IS. Mau '938; Fundamente des 

Siege.s, Die Gcsomtarbcil der Deutschen Arbeitsfront von I?H bIS 1940, "g. VOn Ouo M;U7enbach, 
Bcrlin 1940, S. 106. Unter dcn So 8,8 MJlgli.dern der Arbclu.u,,,h"«. w,ren im übrigen nur 419 
Fr.\ucn. 

'7 Vgl . FundamenIe des Sieges, ebend •. 
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diese Organe nur »einvernehmlich. oder gar nicht. Und anfängliches .Ejnverneh
men~ z.wischen den Spitzen von DAF und Wiruehaftsorganis3tionen wich schon 

bald einem allgemeinen Mißtrauen und schließlich offenen Konflikten. Ein wichtiger 
Grund. warum die .Soziale Selbstverwaltung" nur zum Teil verwirldicht wurde und 

es auch auf der untersten Ebene (den Arbeitsausschüssen) nur zu einer organisato
rischen Aufblähung, (licht aber zu relevanter praktischer Tätigkeit kam. ist sicherlich 
der unverbindliche Charakter dieser Einrichtungen (vor allem die fehlende Encschei
du ngsbef ugnis). 
Entscheidend für das Nicht-Funktionieren der ,.Sozialen Selbstverwaltung« war 

jedoch der Hegemonieanspruch der DAF und die hieraus resultierenden Sp~nnun
gen zwischen den Organisationen der gewerblichen Wirtschafl und der Arbeits
front'~. Aufbrechende innerbetriebliche Konflikte und der Zwang. unter dem die 

DAF-Funklionäre standen, ihrer Organisation wenigstens ein Minimum an Popula
rität innerhalb der Arbeiterschaft zu verschaffen. führten dazu, daß auf unIeren 
Ebcnen der DAr-Hierarchie »gewerkschaftliche Unterströmungen« (Beier) enrste

hen konneen. die allerdings hinsichtlich ihres Ausmaßes und inhaltlicher Eindeutig
keit nicht überschätz I werden dürfen. Andererseits war zumindest der höhere Funk
tionärskörper der DAF der nationalsozialistischen Ideologie und den politischen 
(auch den wirrschaftpolitischen) Zielen des nationalsozialistischen Staates verpflich
tee. Dieser Zwiespalt, der d"s Handeln der Arbeitsfront höchst widersprüchlich sein 
ließ, war der Grund, warum die DAF nicht zu einer Gewerkschaft im eigentlichen 

Sinne werden konnte. 

4. Erste Absichten zu einer tiefgreifenden Umstmkturierung von DAF und 
-Sozialer Selbstverwaltung .. 

Der nicht-gewerkschaftliche Charakter der DAF und die spezifische politische 
Struktur dieser nationalsozialistischen Massenorganisation wurde in dem Maße, wie 
die ~natürlichen Gegensätze« zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern stiirker 
zutage traten und insbesondere jhr antagonistischer Ch:Hakter Unübersehbar wurde, 
zunehmend zu einer politischen BelasLUng der nationalsozialistischen Herrschaft: 

Die Verpflichtung auf die arbeitnehmerfeindliche Ideologie des Nationalsol.ialismus 
(insbesondere auf das Ideologem der "Volksgemeinschaft«) und die Unmöglichkeit. 
Arbeimehmerinteressen nicht verklausuliere, sondern eindeutig und unmittelbar zu 
venreten, machte die DAF als I nsrrument wirkungsvoller Befriedung der Arbeiter
schaft und als .Frühwarnsystem. für drohende soziale Konflikte in diesem Bereich 

,8 In welch<:r Form die DAF ihre Interessen durchzusetzen versuchte, .... ird prlgn.tnt in riner Denksc.hrift 
PiClZ5Chs tiber 'Wimch.frslenkung durch dcn St ... , .. (19)8) beschrieben: .Im sozialpo~tischcn Sc~tor 
,ind Bchordenstellen und DAF nebenein.,nd" ülig, D. die KampetenuT! zwischen beiden Stellen 
1:"'f/2hrh mehr g~kLfYl ,ind, da weiterhin die DAF ",..der cin <'hotr Selbstvcrw,ltung,korper, noch Mne 
von d_" lu,,,,ndigeo Sta.t<behördcn kontrolliene Organi"tion ist., treten. soweit es sich um die Gest.,I
tung der Arbeit<bedingungcn handdt, in der Praxis stelS Scbwien'gkeirrn .ul. um so mehr als die Di\F 
vielfacn gegenuber d"m Einzelbelrieb 8e/,ördmc/,arakter bC'ansprucht. Au, Unkb.he;t über die Rt<:hu
stellung der DAF ergibt sich deren Neigung. die fnrubun Kompetenzen bereits "h err,irht zu unttr
stell.n. Dlbci wird die zwischen ciner Anzahl von PlrTcidien,t- und VAF-Amlsw.l.hcruellen bestehende 
PerSon,lunion:oJ. Begründung für d("c,nige Auffassungen ve",·end ... TllSiichlich geb"d" sich die DAF 
au GliRdfnmg tigenn Sowwriinitii,. D,r:luS ergibt sich eine da.J/~mdc Beunrubigltng .11" derjenigen 
Stellen, die mit der DAr In Verbindung stehen und dir mtht "''''CI'. ob $" 1$ m,r einfr Var"·,,rirt der 
p"rtcr. ""('7" Behorrtr, " ' >em SelbltverUJAltungJkdrper ~dtr einer G'm<i",chaf"verrr~tllng aller in dn' 
dlUtscJun V<'irtscha[r Tärigm zu tun h.ben. weil di. DAF in al/rn di<!en FDrmEn, je >14.r" km " die 
,<nu"" Dlmm"lIe für zweckmäßig crMhtet. In Erscheinung tritr .• (zit. n.~h : Beirr, a, l 0., 
S. )ll.] 
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untauglich. Nicht nur in den Augen vieler Industrieller war die DAF unberechenbar, 

auch das Verhalten der meiseen Arbeiter gegenüber der Arbeitsfrom blieb von Miß

trauen und Vorsicht geprägt, da die DAF keineswegs eben immer nur Arbeimch

mcrimeressen artikulierte und :tu vertreten suchte, sondern viele Repräsentanten der 

Arbeitsfronr auch an der politischen DisLiplinierung der Arbeiterschaft beteiligt 

waren. Ebensowenig wie die .,vertrauensr;ite« auf betrieblicher Ebene konnte die 

DAF auf überbetrieblicher Ebene garantieren, drohende Konflikte z.wischen Arbeit

nehmern und Arbeitgebern (bzw. staatlichen Instanzen) schon frühzeitig anzeigen 

zu können . 

Die Scha{[ung eines solchen »Frühwarnsystems« wurde aber immer mehr für Indu

strie und Staat zu einer schließlich fast überlebenswichtigen Frage. Gegen den Willen 

der DAF 2ustandegekommene Streiks (bzw. andere Formen offenen sozialen Pro

testes) größeren Ausmaßes hätten nicht nur die rüstungspolitischen Ziele grundle

gend gefährdet, sondern letztlich die nationalsozi~listische Herrschaft selbst desta

bilisiert. Ausgelöst durch ein immer offensichtlicheres und sich zunehmend verall

gemeinerndes Aufbrechen sozialer Konflikte, die eine verzerrte, gewissermaßen 

individualisierte (Vor-)Form des offiziell geschmähten ~ Klassenkampfes. darstell

rcn, und infolge der hierdurch hervorgerufenen »gewerkschaftlichen Umerslrömun

gen ,. in der DAF kam es im Juni [9}7 zu einem Meinungslustausch lwischen Bor

mann und dem Ministerialdirektor im Reichsarbeirsministerium Krohn, wie dieser 

Entwicklung zu begegnen sei. 

Nach Meinung vOn Kmhn mußte die DAr .. naturnOlwendig immer wieder in ein( Interessen
vertretung der ArbeiLer übergleilcn . D:l.her sei es richtig, aus dieser Erkenntnis die klare Folge 
Zu ziehtn und sie zu einer Intcressenvenrelung der Arbeiter zu machen. Bormann trat meiner 
Aulfassung im wes<'ndichen bei . Er hielr es nur, und ich bestltigtf ihm das, für gänzlich 
~usgeschlosse n, da.ß in absehbarer Zei! eine Änderung im Charakter der Arbeitsfront geschaf
fen werden könne. Ich wies noch darauf hin , daß der Führer früher niemals Gewerkschaften 
und ArbeilnchmeJVereinigungen als .<olche verurteilt ( . . . ) habe." '? 

Eher noch (nämlich um die Jahreswende '935/36) als Barmann und Krohn machten 

Vertreter der Großindustrie dieses Problem und die Frage nach dem Verh:ilmis von 

Staat und .. Sozialer Selbstverwaltung~ z.u ihrem Thema. Dies war sicherlich kein 

Zufall. Das Verhälrnis von Arbeitgebern, Arbeitnehmern (bzw . ihren Verbänden) 

und staatlichen Institutionen war nämlich bereits in der Weimarer Republik in 

Uncernehmerkreisen Gegenstand incensiver politischer Diskussion gewesen und 

hatee zu einer Reihe rechtspolitischer lnitiativen geführt, die tiefgreifende Reformen 

der rechtlichen Feslschreibung dieses Verhältnisses zum Ziel hatten, vor J933 aber 

nicht realisiere wurden . Diese Bestrebungen beinhalteten - kurz gesagt - folgendes : 

Die zcnrrale Stellung der Schlichter innerhalb des Weimarer Tarifvertragswesens 

sollte auf eine Rolle als unverbindliche Schiedsinstanz reduziert werden, das Tarif

vertragswesen selbst ~aufgelockert. und durch Betriebs- und Einzelvereinbarungen 

ergänzt werden . Eine unmittelbare Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften ohne 

STaatliche Einflußnahme, gewissermaßen die Neuauflage einer ~veredelten Arbeits

gemeinschaft «, wurde angestrebt. Gleichzeitig sollten sich die Arbcirnehmerorgani

sationcn vom ~klassenkämpferischen « Selbstverständnis lossagen. Die zu Beginn der 

Weltwirtsch;t{tskrise vor allem von Arbeitgeberscitc geplante Wiederbelebung der 

" Zentralarbeitsgemeinschaft« scheiterte zwar)O. Wie unlängst dargestellt wurde)', 

29 Ak,~nv .. rn"rk von Johannes KrolUl (SraalSsokrtllr im Rcich .. rbl'itsminiSll'rium) vOm 'p. Juni '9 J7 . 
~i,iert n,eb: Beter, a . . , . 0 ., S. ) 16. Anm. 80. 

Ja Vgl. Udo WcngSl. UotcrnehmcrwrbiUlde und G<werk ~chafltn in DeUt5Chland inl Jahre 19}O. in: Vjh. r. 
Zg. r977. $. 99 fr.; Michael Schnridcr, Unternehmer und Demokrati e. Die frcitn Gewerkschaften in der 
unternehmeri«h"" Ideologit der Jahre 1918 bis '9)). Bonn-Bad Godesberg ' 97 1. s. ,,6 (r. ; Bcmd 
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erlebte aber die Diskussion innerhalb des .. Reichs verbandes der Deutschen [ndu

slrie« um eine der n2entralarbeitsgemeinschafr« vergleichbare Kooperation mir den 

Gewerkschaften in den ersren Wochen nach der nationalsozialistischen Machtüber

nahme eine Neuaufl age . 

Anfang März 1933 kam es zwischen Mitgliedern der Führung des "ReichsverbQndes 

der Deutschen Industrie« und Gewerkschafcsvertretern sogar zu einer gemeinsamen 

Erörterung dieser Frage. Getragen war diese Initiative industrjcJlcrseits von der 

Absicht, behördliche Eingriffe im lohn - und sozialpolitischen Bereich zu vermeiden 
und anstehende Probleme möglich st weitgehend durch eine Zusammenarbeit zwi

schen Arbeitgcber- und Arbeitnehmerorganisationen auf freiwilliger Basis und ohne 

staatliche E inmischung zu lösen . Auch nachdem wenig späcer von der narionalso

zialisrischen Regierung deutl ich gemacht worden war, . daß die alten Gewerkschaf

ten lU verschwinden hätten und an ihre Stelle nach einer Übergangszeit (!!) eine neue 

Arbeirnehmerorganisation treten müsse«)" wurde von Vertretern der Arbeitgebcr

seite immer noch die ~möglich s t baldige Schaffung eines der heutigen Lage encspre

chenden Partners für die Arbeitgeberverbände« gefordert, um eine ,.laufende Füh

lungnahme zwischen Arbeitgeberverbänden und Arbeitnehmerverbänden" sicher

stellen zu können . G edacht war zwar (vermutlich als Konzession an die regierenden 

Nationalsozialisten) an die Bildung einer .. innerlich 1.uverlässigen (also nicht "klas

senkämpferischena, R . H .) Gewerkschaft nur aus hinter der Regierung stehenden 

Gruppen~; indes wurde als wichtige Eigenschaft einer neu zu formierenden n:uio

nalsozialistischen fntcgrationsgcwerkschaft "deren Privilegierung für den Abschluß 
von Kollektivvereinbarungen« gefordertl). 

Die Liquidierung der Gewerkschaften und die Errichtung der DAF als einer klas

senübergreifenden, alle ~schaffenden Volksgenossen . erfassenden nationalsozialisti

schen Massenorg;misation machten solche Vorstellungen nur scheinbar obsolet. 

Während Repräsentanten von NS-Staat und Panei (wie Barmann und Krohn) sich 

erst durch das offene Auftreten rudimentärer Fonnen von Klassenauseinanderset

zungen zum Nachdenken über diese Frage gezwungen sahen , setzte in Industriel

lenkreisen eine erneute Erörterung um Formen authentischer Arbeimehmervertre

wngen und das Verhältnis von Staar und in den Gremien dcr ~Sozialen Selbstver

waltung " organisierren "Sozialpartnern - wesentlich früher, nämlich zu e.inem Zeit

punkt ein, als die gnade erreichte Vollbeschäftigung die kommenden Probleme 

sozialpolitischer Art erst erahnen ließ. Die innerhalb der ~Selbs(Verwaltungs .

Organe der Winschafl geführte Diskussion zeichnete sich dabei durch größere 
inhaltliche Klarheit aus, da die Diskutanten in weit geringerem Maße als die meisten 

nation31sozialistischen Funktionäre ideologisch vorbelastet und (nach wie vor) zu 

einem (im Interesse der Industrie) pragmatischen Denken und Handeln in der Lage 

W"isbrod, SchwerinduSlrie in der Weimarer R~publ i k. In,ere,,,,npoli,ik >wi, chrn Sl.lbili,icrung und 
Kri.e, Wuppcr'.11 1978. S. 49211. ; Reinho,d Nerbe, Großindu51rie, Staat und NSDAP I~J"-'9}). Go t
ringen 198" S. 68 Ir. 

J 1 Vgl. Udo Wcog .. , Der Reich,vo rbwd der deutsch en Indus"i< in den ,",Sten Mon,,«n des Dri"~n Rei· 
eh ... Ein B. itrag zum Verhältnis von Großinduslri e und Nat io nalsozialismu" in : Vjh . f. Zg. ! ~So, 
~. 94 Ir. : N eebe, >. a. Ü .. S. 178 Ir.; L. P. Lochner, D i~ Mäcbtigrn und der Tyrann, Gü,trSloh !9S S' 
5. lp. 

}' Gnucn auf einer Si,zung 'n1 .8. M . r< 19)), auf der ("hrende Venre,.r d« n"ugebiJdeten na';onllso-
7. iaJi stiscbtll Regierung. der Schweri ndust rie und von . SßO und DA F diskut ienen. ,.ldche Hal'un~ 
~ukü nflig Gtwtrhcb.,focn gegenü ber ein7.unehmen sti (zilien nach : Wr ngst, ReichsverbJnd. a. a. 0 ., 
5. 10 ' ). (Ludwig Grauen. zu diesem z.,i tpunk' Minist eriJldireklOf ulld Leiler der Po lizei-Abteil ung im 
J'reuß. Ministerium des Innem. war von '9,8 bis '93' Gc" hiifl5fiJhrer der Nordwe51lichen G ruppe des 
V,.,.,ins [)eutscher Ei.en· und Sl..u,lindustrieJler.) 

HAufzeichnungen Br:lU weilers (gesch,fdührcnde; Präsidialmi.glied des Verbandes D I. Arbeitgeber), 
zil ien nac.h: ebenda . 
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waren. In diesem Zusammenhang sei allerdings darauf hingewiesen, daß es sich 
hierbei um einen langwierigen Meinungsbildungsprozeß handelte und die im folgen
den dargestellten politischen Positionen innerhalb der Unternehmerschaft (soweit 
sie sich überhaupt mit solchen Fragen beschäftigte) keineswegs unumstritten 
waren. 
Auf einer Sitzung führender IndustrieUer am 3. März 1936 wurden die noch im März 
[933 geäußenen Vorstellungen erneut aufgegriffen und um konkrete Kritik an der 

DAF ergänzt : 

"Lohnpolitik kann nicht bctriebsmiißig gemache werden, daher sind Tttrifpartna nötig, die 
jeezt vom Gesetz verbalen ,ind. Wie kann Vertretung der Arbeiter gefunden werden, die aUein 
in sozialen Fragen. die über den Rahmen des Werkes gehen. hilflos (?) sind. während die 
Herren der ArbeiBlront in der L/lil schweben und keinen Riickhalt lr1 den Betrieben haben? 
Wir müssen ~lso dafür sorgen, daß Arbeiterführer erzogen OJerden und müssen unsere Hilfe 
dazu leisten. ( ... ) Die Reichsbetriebsgetneinschaften (der DAF, R. H.) und die Beiräte bei den 
Treuhändern, wie sie heUle sind. sind wohl Ansätze für eine solche Arbeit, aber gegenwänig 
ungeeignet, insbesondere gehen den Reichsbetriebsgemeimchaften sehr bald die Diskussions
themen aus; sie wissen nicht. womit sie sich b~schäftigen sollen. Es müssen daher Arbeitsaus
schüsse geschaffen werden, die nur für praklische Fngen zusammenkommen und ~war für 
jeden Treuhänderbezirk ein Hauplausschuß. der die Ordnung der sozialpolitischen Fragen 
regell unter führung des R. W.M. ( ... ). Zu den obigen Vorschlägen werden von einigen Seilen 
Bedenken geäußert. Man schlägt vor, nicht auf Tarifpartner hin'luszukommcn, sondern nur auf 
eine Vorklärung durch die Arbeitsausschüsse und Tarifedaß durch den Treuhänder.)'. 

Ausgelöst worden war der hier auszugsweise zitierte Meinungsaustausch vom 
) . März [936 offenbar durch das schlechte Funktionieren der durch die »Leipziger 
Vereinbarung« vom 26. März [935 geschaffenen Gremien ~Sozialer Selbstverwal
tung- und insbesondere die Versuche der DAF, über diese »Se!bs(Verwa!tungs~

Organe, die der DAF formal unterstellt waren, unmittelbar Einfluß auf das inner
betriebliche Geschehen zu bekommen. Gefordert wurde die Rekonstruktion auto

nomer Tarifp3neien (.-partner«) und damit auch die Wiedereinführung yon Tarif
verhandlungen (und -verträgen) nicht mehr innerhalb der DAf, sondern der dem 
Reichswinschaftsminisrer unterstellccn, nunmehr »praktisch« tätigen Arbeitsaus
schüsse. An der DAF (und implizit auch den Vertrauensräten) wurde kritisiert, daß 
ihre Vertreter »in der Luft schweben und keinen Rückhalt in den Betrieben haben «, 
insofern auch als (mögliche) "Tarifpartner« nicht handlungsfähig sein würden . SCatt

dessen sollte eine (freilich von der Umernehmerschah ~erzogene,,) u Vertretung der 
Arbeiter gefunden« werden, die in den Belegschaften verankert und in der Lage sei. 
die. fnteressen der Arbeiterschaft klar:z.u formulieren und in die vorgesehenen Tarif

verhandlungen einzubringen . 
Die hier dargestellte Position war allerdings nicht unumstritten. Die Frage, wie die 

ins Auge gefaßte .. Tarifpartnersch3ft« und eine sozialintegrative Vertretung der 

Arbeiter aussehen könnte, blieb als grundsätzliches Problem bestehen, wurde aber 
vorerst durch die beschriebenen Konflikre zwischen DAF und Wirtschafrsorganisa
tionen um Einfluß und Kompetenzen sowie durch die kurzfristigen und improvi
siereen arbeitsmarkt-, lohn- und sozialpolitischen Maßnahmen des nationalsoziali

stischen Staates im Rahmen der unmittelbaren Kriegsvorbereitungen in den Hinter

grund gedrängr. Eine Wiederaufnahme der im Marz 19)6 begonnenen Diskussion 
läßt sich erSt für Juni '940 nachweisen - als die Möglichkeit, das nationaboz;ialisti-

H Anl.ge Zu; r.. Poensgen (Vor. S .. hlwerke ) an Spnngorum (Hoeseh) vom ,6. Marz 19)6 (ahoe Az.). in: 
Archiv der Aug. Thyssen-Him. (ATH ), Ver. Stihlwerk~, Sozialwin,. Abt. '4-0,-!!,. (Wer an d;tsfr 
SItzung "ilr.,hm und ill welch,·rn form.len R.ahm<n sie ,u"land. ließ sich nicht eindeutig . rmiueln. 
W,hrschei nli ch handelte es sich um tine Sitzung dor Wiruchaflsgruppc Ei, ,,,, ,cJ" f{cnd. Ind u, tri. (m der 
Reichsgruppe !ndustn<). d <rtn Vor<itzendcr Po<nsgen WAr). 
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sche Deutschland könnte den Krieg siegreich beenden, durch:l.us realistisch :w sein 
schicn JS und es deshalb Repriisentmten der Unternehmerschaft, die die langfristigen 
Interessen des industriellen Großkapitals im Auge hatten, sinnvoU erschien, sich 

über die sozialpolitische .Nachkriegsordnungu und entsprechende politische Strate

gien der Win:schaftsorganisationen Gedanken zu machen. 

5. Die Besprechung vom 20. Juni '940 

Im Zentrum der folgenden Ausführung steht die Niederschrift einer Besprechung 
führender Vertreter der "Wirtschaftlichen Selbstverwaltung« und einzelner Groß
konzerne mit dem Ministerialdirekror aus dem Reichsarbeitsministerium Kimmich 
am 2.0. Juni '940J6. Die Teilnehmer an dieser Diskussion repräsentierten wesentliche 
Teile der Unternehmerschaft aus der Zeit des -Dritten Reiches«. Anwesend waren 

u. a. die personelle Spitze der Reichswirtschaftskammer und der Reichsgruppe Indu
strie : Der Präsident der Reichswirtschaftskammer Pielzsch, der Leiter der Reichs
gruppe Industrie Zangen (gleichzeitig auch Vizepräsident der Reiehswirrschafts
kammer), der ehemalige Leiter der Reichsgruppe Industrie Dierig, der stellvertre
tende Leiter der Reichsgruppe Industrie Stahl, der Hauptgeschäftsführer der Reiehs
wimchaftskammer Erdmann, der Hauptgcsehäftsführer der Reiehsgruppe Industrie 
Guch und der Vorsitzende des SoziaIwirtschafdichen A.ussehusses der Reichsgruppe 
Industrie Seeliger (vonnals auch stellvertretender Leiter der Reichsgruppe Indu
strie). Vom (engeren) Beirat der Reichsgruppe Industrie waren außerdem vertreten: 
Röhnerl, Binge!, Schmitz, Junghans und Kaiser, vom Beirat der Reichswinschafts
kammer Kessler und Sack, D~rüberhinaus nahmen (zum Teil in Personalunion) maß
gebliche Vertreter wichtiger Wirtsehaftsgruppen der Reiehsgruppe Industrie (Elek
troindustrie. Maschinenbau, Textilindustrie, Druck und Papier) sowie hochrangige 
Repräsentanten einer Reihe von Industrie- und Handelskammern (Berlin, München, 
Essen, Düsscldorf, Magdeburg, Leipzig, Reichenberg) und Wirtschaftskammern 
(Berlin, Sachsen, Bayern, Mitteleibe, Sch.lesien) an der Diskussion vom 20. Juni, 940 

teil. Die meisten der A.nwesenden nahmen gleichzeitig Spitzenpositionen in wichti
gen Ind ustriekonzernco ein; Seh m i(z (f G F :!Tben, Rhein ische Stahl werke. Vereinigte 
Stahlwerke), Röhnen (Rheinmetall-Borsig, Hermann-Göring-Werke, Junkers Flug
zeug- und Mowrenwerke), Bingel und v. Witzleben (beide Siemens & Halske AG 
und Siemens-Sehueken:-Werke), Kessler (Bergmann-ElektTizitätswcrke), Dierig 

(Baumwollspinnerei und -weberei ehr. Dicrig), Tengclmann (Essener Steinkohlen
bergwerke), Zangen (Mannesmannröhren-Werke), Junghans (Gebe Junghans AG), 

)5 Am '4· Juni '940 war P"is vOn deutschen Trupp~n beselzt worden, 3In 19.Juni '940<rreichlcn Teile der 
.. Wehrm.ch'. des na.ion.lsozi:o.listischcn Dcu[Schl.nd, die AliantikkuSle,.m 12 . Juni wird der .Frank· 
reieh·Feldzug. mit dem .W.,[fenstilht."d. mit der ptuin-Regicrung abgeschlossen . In der . Euphorie 
der Siege. '940 bm es zu einer ganzen Reihe von .Neuordnung<pläncn. der Orglnis~tjon<n der gewerb
lichen Worl.Sch,ut b7.w. einzelner Konurn. (vgl. die Vidz.\hJ der VOr aJlem VOn DDR-Hi'lOrike.rn v.r
oflendichlen Dokumen.c), die Irci~ch Im ausschließlich rcin okonomiscnen Charakter hauen (,ich 
uherwicgend mit der Annexion von Indu><,icn usw . in den h.,«zren Gebi.ten bel,ßten). Lediglich die 
DAF ve..öffentlichte ihre Vorstdlungcn von einer ,07i.l- und lohnpoli!isch.n ,Nroordnung'. die indes in 
fine g'U\2 andere Richtung ziehen als die VOn den Repr:iscn'an,cn der Industrie a:n ~o. Juni '940 di,ku· 
"enen PI,M (vgl. vor .lIen: Arbci"wlHcn,ch.lrJiches Ins,jeu. der DAF. l~h,bu,h. 1940/ ~ I, Bd. I, 

S. 2)-74)· 
)6 Niederschrift ubor die BesprcchUSlg mir Herrn Mini"cri.ldircktor Dr. Kimrnich im Si,zungss»1 des 

M,nnesmanoh.usC$ am '0. Juni 1940 (Abschri.ft Hs. ' ·Om 4. Juni '940. Az. Dr. R/M), in: West/älisches 
WirtScI,,';ts.rchiv Donmund (WW,). F .6181. Die Nicd~ ... chrilr 'SI vollS<ändig dokumcOlieTl in: Jahr
buch Sozi.,I. lle",egungen !. Fr.rnkfun • . M.fN.-w York '984 (im folgenden Ul. .Is: Sitzung ,·om '0. Juni 

'9~0). s. '75 (I . 
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Stahl (Mansfeld AG für Bergbau und Hüttenbetrieb, Salzdethfurt AG) u.a.m.J7. Den 
wahrend dieser SiTzung gcaußenen Vorstellungen ist also ein erhebliches Gewicht 

beiz urnessen . 
Zustandegekommen war die Besprechung auf Initiative des Vertreters aus dem 
Reichsarbeitsministerium, weil man sich dort auf Anweisung des »Führers< mit der 
»endgültigen Lösung der sozü[en Frage« nach dem -Endsieg« beschaftige und aus 
diesem Grund der Ministerialdirektor im Reichsarbeitsministerium »Herr Kimmich 
das Bedürfnis habe, sich mit den führenden Männern der InduStrie über die grund
sätzlichen Fragen der Neuordnung der Dinge auf soz.ialpolitischem Gebiet nach 
Friedensschluß zu unterhaltcn"Js. Diese Ausführungen, mit denen Zangen die Dis
kussion einleiteee, verraten zweierlei: Die »Dinge auf soz.ialpolitischem Gebiet~ 
wurden als nicht endgültig »geordnel- betrachtet, die sozialen Probleme h.arrten 
(wie nach Zangens Aussage Hitler selbst festgestellt hatte) noch der .,Lösung« . 
Damit wird bestätigt, was eingangs entwickelt wurde: Das AOG solltc lediglich 
einen vorläufigen arbeitsrechdichen Rahmen da.rstellen, es war in seinen Formulie
rungen bewußt flexibel gchalten und sollte nach einer Pause "praktischer Bewäh
rung- konkretisiert. überarbeitet (ergänzt) werden oder u . U. auch einer ganz anders 
gearteren ~endgültigen Lösung~ der ~sozialen Frage« weichen. Bereits in den leuten 
Jahren vor Kriegsbeginn war in nationalsozialistischen Publikationen wie der .Deut
sehen Volkswirtschaft< verlangt worden, die "Vorläufigen Regelungen« des AOG 
.durch verbesserte. dauerhaftere zu ersetzen«)? Die »wiederholt geforderte Novelle 
zum Gesetz. zur Ordnung der nationalen Arbeit«40 kam vor Kriegsbeginn nicht mehr 
zustande. Der Krieg selbst zwang zu verstarktem lohn- und arbeitsrechtlichem 

Improvisieren. Die Sitzung vom Juni t940 bclegt {reilich, daß Überlegungen und 
Pläne für eine ,Nachkriegsordnung, der »sozialen Fr~ge« selbst während der ersten 
Kriegsjahre fortgesetzt wurden (in dem Maße indes, wie sich das Kriegs)glück. des 
nationalsoz.ialistischen Deutschlands wendete, immer stärker in den Hintergrund 
traten ). 

Die für die »soziale Frage« verantwortlichen InstitUtionen halten kein klares Kon
zept, wie eine *endgültige« Regelung der Sozialbeziehungen zwischen Lohnarbei
ter- und Unternehll1erscha{t aussehen könnte. Dieses politische Vakuum versuchten 
DAF wie Wirtschaftsorganisationen zu nutzcn, um eigene Vorstellungen durchzu
setzen. Kimmichs Interesse als Vertreter der Reichsregierung war es, die Vorstellun

gen der wichtigsten Repräsentanten der deutschen Industrie in dieser Fr<1ge kennen
zulernen. Die anwesenden Industriellen und Arbeitgebervertreter wiederum nutzten 
die Besprechung zur politischen Selbstfindung und suchten darüberhinaus über die 
Person Kimmichs mögliche sozialpolitische Pläne der Regierung in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. 

5.1. Wiederherstellllng der Ta.rifautonomie 

Im Mittelpunkt der Diskussion stand eine Frage. die bereirs bei der Abfassung des 
AOGs eine zentrale Rolle gespielt hatte: Sollte .in Zukunft« die Regelung der Lohn
und Arbei15bedingungen zentra.l (und ohne Mitspracherecht von Arbeitgeber- und 

17 Di~ L,,,~ der unrernchmtri'chen Funktionen der .m 10. Juni '?~O Anwesenden ;SI d,m;t keine,wegs 
voIlSl.nd,s. AuJkrJ(";n .... rtn K,,« I .. , PiClzsch. J(,cibi(ch). Schmitz. Sack, Sr"hl und Tengtlm.nn zu 
"Wchrwirt,eh.ftsführern « ernannt worden. (Für den biogrophischen Hinweis .\ul Röhncrl möchlc ich ,n 
d"ser Sld\c Prof. Schroepier danhn.) 

JS Sillung vom )0, Juni 1940, • . a. 0., S, '71· 
19 Sozialpolilisch. J.hr."ch.,u, in: Dt. VolkS<IIirr.schaft '919. S. j. ,0 F.bm,b, 
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Arbeitnehmervcnrctern) durch die zuständigen staatlichen Behörden oder dezentral 
und ohne Jtaatli<:he EinmischJmg durch die» Wirtschafdiche und Soziale Selbstver
waltung« erfolgen? Die Antwort war eindeutig: »Es kann nur ein Übergangszustand 
sein, daß der Arbeitsvertrag vom Staat bestimmt wird. In Zukunft müssen die Unter

nehmer dabei mitwjrken.« »Vertreter der Gefolgschaft . und von den zuständigen 
WirtSchaftsorgal1isationen bevollmächtigte Venreter der Unternehmer ),würden 
sich dann zusammensetzen und die sozialen Fragen gemeinsam lösen« . Das Ziel sei, 

"die sozialen Fragen zu lösen zwar umer Führung des Staares (,) aber durch die 
SelbstverwaltUng der Winschaft~~ '. Bereits 1938 hatte Pietzsch festgesrellc, ein staat
liches Diktat der Lohn- und Arbeitsbedingungen könne »grundsätzlich nicht im 

Wesen des nationalsozialistischen Staates liegen«4' . Gleichzeitig (t938 und 1940) 

gestand er aber dem Staat die »maßgebliche Führung dieser Dinge im Rahmen seiner 

gesamten staats- und wirtschaftspolitischen Zielsetzung und Veranrwonung~ 

zu<]. 

Wirtschaftliche und soziale .Selbstverwaltung« unter »Führung des Staates« - wie 
war beides miteinander zu vereinbaren? Beier meine, der Begriff »Selbstverwalrungu 

sei in der Zeit des -Dritten Reiches« meist »deklam:lliv und weniger auf Selbstbe

stimmung als vielmehr auf Unterwerfung geriehtecQ gemeint gewesen. »(S)cheinbare 
,selbstverwaltung, grenzte vielfach an ,Selbst-Ausschaltung<<<·<. Diese These ist 

m . E. zumindest so generalisierend nicht haltbar. Bekanndich war der nation3lsozia
listische Staat in der Darstellung der nationalsozialistischen Propaganda ein (Otaler, 
alle gesellschaftlichen Bereiche ergreifender und kontrollierender, d. h. auch die 

Wirrschaft lenkender Staat. Franz Neumann hat überzeugend dargestellt, daß diese 
Selbstdarstellung (toraler Staat) der Realität keineswegs entsprach, sondern der 
nationalsozialistische Sta:H vielmehr von mehreren Interessengruppen (»Säulen«) 
getragen wurde, die ihrerseits miteinander konkurrierten und sich bestimmte Kom

petenzen streitig machten. Das politische System des Nationalsozialismus an der 
Macht war deshalb »von einer Reihe durchgängiger und fundamentaler Ambivalen
zen bestimmt ( ... ), die zuweilen die Form von Antinomien ann(a)hmen «<' , lnner
halb dieses Kontextes war es der Unternehmerschaft möglich. den wirtschaftlichen 
Bereich wtitgehend von umernehmerfeindlichen Einflüssen der nationalsozialisti

schen Panei freizuhalten. 
Allerdings waren die Repräsencantcn dieser, Teilbereiche dcr nationalsozialistischen 
Gesellschaft bestimmenden, Gruppen (zu denen Neumann neben Indusrrie und Par
tei auch Reichswenr und Bürokratie zählt) gegenüber Venrercrn des nationalsozia
listischen Staares und in der Öffentlichkeir gleichsam verpflichtet. die Eigendarstel
lung und damit die (formale) Oberhoheit von Staat und Partei verbal anzuerkennen. 
Die Repräsentanten der die einzelnen gesellschaftlichen Bereiche beherrschenden 
Gruppen sprachen von »Führung durch Staat und Partei « (und hatten dabei sehr 

verschiedene Gruppen, Institutionen oder Strömungen im Auge) und btzogen sich 
verbal alle auf die (sehr dehnbare) nationalsozialistische Ideologie, aber nur um unter 
diesem Mantel um so besser spezifische Interessen durchsetzen zu kannen. Hü[(en
berger hat zu Recht darauf hingewiesen. daß die Stabilität des nationalsozialistischen 
Herrschaftssystems nur aufrechtzuerhalten war, wenn der Bevölkerung gegenüber 

4' Alk Z'1.1lC ~us: Sitzung vom '0. Juni '94e, 1 .•. 0., S. '7S f. 
4' Anlage zur Begründung 7.U 1.ill." '0 eines Gesol~e,,'or,chbgcs der Re ich,wins,h,ruklonmer, Grund· 

'"l~C (ur cin Reichstesel l über die Deul<ehe Arbeitsfront, ZL!,cn noch: Seier. 1.' 0., S. ),6. 
4) Ebenda. 
H Ebe.nda, S. )OO bzw. S. JO), Anm. 8; .hnlich auch: Gerh~rd Schulz, Die An(~ng< oe< {Q(aJi<iiren Mall· 

nahmc,slOl'OS, KolnJOpladcn '960, S. ) r) . 
45 K.rI-Dietrich Bracher, Tradition und Reyolution im N"ion.lsozilli\mus, in: de" ., ZC;tgcschidllliche 

Kontroversen um F~"hismu" TOlAli,.rümus, Dcmokratie, München '976, S. 61 . 
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der "polykratische Charakter der Herrschaft durch personale und ideologische Sym
bole, wie z. B. der charismatischen Aura des ,Führers<<< verschleiert,6 und die Fiktion 

vom homogenen, totalen Staat ständig aufs Neue propagandistisch betol1t wurde. 
Pietzsch und Ley erwa führten häufig für sie funktionale Versatzstücke der natio
nalsozialistischen Ideologie im Mund und personifizierten beide in ihren Bereichen 
die nationalsozialistische ,Bewegung<, vertraten aber gleichzeitig sehr unterschiedli
che, z. T dif(~k[ entgegengesetzte Interessen. 

Noch aus einem weiteren Grund waren "Führung durch den Stlll« und »5elbstver
walrung. durchaus miteinander zu vereinbaren : Die sündcstaadiche Ideologie des 
Nationalsozialismus ernstgenommen, konnte durchaus vertreten werden (ohne 

nationalsozialistisches Sraatsverständnis zu verletzen), daß der Staat sich darauf 
beschränken solle. »5taats- und wirtSchaftspolitische Zielsetzungen« lediglich vorzu
geben. die konkrete Umsetzung solcher politischen Vorgaben aber der ,.Wirtschaft
lichen Selbstverwait'ung« und einer »Sozialen Selbstverwaltung« zu überlassen. 
"Führung durch den Staat« und wirtschaftliche und soziale ~Selbstverwaltung~ 
waren auch unter nationalsozialistischer Herrschaft (die natürlich Form und Gren
zen einer solchen .. Selbstverwaltung« anders setzte als ein demokratischer Sraat) 

miteinander zu vereinbaren. zumal eine funktionierende "Soziale Selbstverwaltung .. 
das nationalsozialistische Gesellsehafts- und Regierungssystem nicht unbedingt in 
Frage zu stellen brauchte, sondern sehr wohl stabilisieren konnte. Die - keineswegs 
nur »deklamariv« gemeinte - Forderung nach weitgehend .,entstaatlichter. »Sozialer 
Selbstverwaltung«, wie sie auf der Sitzung vom 10. Juni 1940 vorgetragen wurde. 
war allerdings gepaart mit Kritik an der '940 bestehen.den Form der .,Sozialen 

Selbstverwaltung" . 

.,Eine Umgestaltung der Arbeitsausschüsse der DAF muß erfolgen, um eine wirkliche Zusam
men3rbeit in bezirklicher Sphäre zwischen Venretern der Gefolgschaft und der U n1ernehmcr 
~u schaffen . Die jetzigen Arbeitsausschüsse leiden an dem Kardinalfehler, daß sie nicht dem 
Tr~uh:ander (als dem Repräsefllamen der venneindich neutralen staatlichen Seile, R. H.), son
dern der DAF unterstehen, und dlß die Zusammensetzung nach der Willkür der DAF erfolgt. 
(. .. ) Es muß d2für Sorge getragen werden. daß nur solche Unternehmer in die ArbeiLSaus
schüsse berufen werden. die Ilamens ihres Wircschaftszweiges zu sprechen bevollmkhtigt 
sind.«'7 

Als ersten Schritt in diese Richtung forderte Kessler, es müsse (per Erlaß einer 

Verordnung) -so schnell wie möglich Klarheit darüber geschaffen werden, daß wir 
uns seitens der Organisation der gewerblichen Wirrschaft mit sozialpolitischen, ins
besondere mit Lohnfragen beschäftigen dürfen .. <R. Obwohl Teilbereiche der "Win

schaftLchen Selbstverwaltung« de [acw bei lohnpolitischen Fragen. eine wichtige 
Rolle spielten (insofern sie nämlich vom .. Treuhänder« dazu beauftragt worden 
waren) - offiziell waren sie dazu nicht legitimiert. Erweiterung der Kompetenzen 
der WirtSchaftsorg;1nisationen und Reduktion der Einflußmägliehkeiten der DAF -

dieses Anliegen der Industrie bestimmte auch die Vorstellungen über die künftige 
Rolle der DAF und die Aufgaben einer reformierten bSozialen Selbstverwaltung«. 

5.2. Die Kritik an der DAF 

Ähnlich wie vor ihnen Bormann, Göring und Krohn kamen auch die im Juni 1940 

versammelten RepräseOl:\nten der deutschen Industrie zu der Auffassung, daß die 
DAF bzwangsläufig in die RoHe von Arbeitnehmervenretern gedrängt worden« sei, 

46 Pct~r Hüucnb<:rg~r. NaliomlrozlaliSlischc Polykrati", in, G. u. G, 1?76, S. 4}8 r. 
47 Sitzung vom 10. Juni 1940, ., .•. 0., S. 17? 
48 EbenJ,. S. ,80, 
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weil »bei Verhandlungen der Unternehmer zu einem Thema Stellung nehmen kann, 

der Arbeiter nicht. An seiner Stelle tUt es die DAF«. Allerdings war (wie Pierzsch 

feststellte) die DAF andererseits schon deshalb weit davon entfernt, eine Gewerk

schaft im eigentlichen Sinne zu werden, weil die -DM-Leute« »über die wirklichen 

Wünsche der Arbeiter nicht immer unterrichtet waren«·9. Diese Kritik an der DAF 

war auch von Uncernehmcrseite her nicht neu. Im Augusr 1936 harte beispielsweise 

ein Industrieller in einem Schreiben an den stellvertretenden Leiter der Reichsgruppe 

Industrie Seeliger festgestellt, 

daß die Vertreler der DAF .weder von den Berriebsführern noch von den Gefo)gsch,,(csmil' 
gliedern ernSI genommen werden, daß die slarken Won.e, die sie (in den Arbeitslusschüssen, 
R. H.) anwenden, als .falscher Ton, empfunden werden ( ... ). Es war wohl doch ein Fehler, 
d~ß man die Leute, die wirklich Erfahrungen in .ozialpolitischen Dingen h~l!en, d. h. Gewerk
~chlftssekreI3re. Syndici von Unternehmerverbänden bei der Besetzung dieser POSlen grund· 
sätzlich ausgeschaltel h:J.t. IO • 

Welche Konsequenzen Pietzsch u . a. aus ihrer Kritik an der DAF zu ziehen gedach

ten, bleibt allerdings unklar. Einerseits wurde eine »klare Entscheidung. dahinge

hend gefordert, »daß die DAF als Vertreter der Gefolgschaft ( ... ) anerkannt wird«. 

Andererseits sollten in den Gremien der .Sozialen Selbstverwaltung« »wirkliche 

Sachverständige u sitzen - über die die DAF, nach Feststellung Pietzschs, VOn Aus

nahmefällen abgesehen, nicht verfügee. Darüberhinaus sei eine Beschränkung der 

Arbeitsfront auf die Vertretung von Arbeitnehmerinteressen auch dadurch 

erschwert, daß »die DAF begriffs- und aufgabegemäß kaum umzugestalten sei ... 

Einen Hinweis darauf, welche Form von ~Sozialer Selbstverwaltung« und Arbeit· 

nchmervercretung angezielt wurde, gjbt eine in der Niederschrift offenbar nur grob 

zusammengefaßte »Erörterung« zwischen Pietzsch und Klönne über die »Frage der 

Schaffung von BezirkswirtschafcsäJTltern (korrekr: Bezirkswirrschaftsräten. R. H.), 
von denen in der Weimarer Verfassung die Rede ist .. und die »man so umgestalten 

(könne), wie man sie braucht. s'. Zwar knüpfee bereits die >Leipziger Vereinbarung< 

von 1935 in ihren Formulierungen an den Artikel /6S der Weimarer Verfassung an. 

Die im Artikel! 65 der Verfassung von 1919 vorgesehenen ~Bczirksarbeiterräte« , die 

innerhalb der .Bezirkswirrsehaftsräteu die besonderen Interessen der Arbeitnehmer 

vertreten sollten, waren in der ihnen zugedachren Funktion als separate Arbeitneh· 

mervertretungen allerdings nicht in die ~Leipz.iger Vereinbanlng~ übernommen 

worden. Die von Pietzsch und Klönne erörterte »Schaffung von BezirkswirtschaftS

ämrern« über den am ~6. März 1935 in Leipzig formulierten Rahmen hinaus zielte 
anscheinend auf die Schaffung solcher separater ~Arbeiterräte", auf .Gefolgschafts

vertreter«, die .wirkliche Sachverständige .. und in den Betrieben verankert sein soll

ten . 
An starke Arbeimehmervcrtretungcn war aber offenbar nicht gedacht; denn die 

Rekonstruktion von Gewerkschaften oder gewerkschaftsähnlichen Organisationen 

wird (jedenfalls explizit) nirgendwo gefordert. Auch wenn von Pict7..sch, Klönne 

u. a. am 20. Juni 1940 offengelassen wurde, in welche Richtung die »Bezirkswirt

schaftsräte" der Weimarer Verfassung umgestaltet werden sollten und welche Fonn 

49 Eb<nd •. 
50 Schreiben von Renker.." Secliger ,'om '9. Aug. 19l6(Az. Li .• Abschrifr). in: BA Koblen7. R 1111>74. Dir 

Antwort Seeligrn macht deutlich. daß diese K ntlk VOll den WinschJitsorg;>ni,a,ionen und "hochstrn 
Stellen der Reichsregierung - g.teih wurde: .Es wird Sie beruhigen. z u erlahren. daß die verschiedenen 
Un7.ul.nglichkeiten. 3ul die Si. mit vollem Reda hinwe;sen, gerade den höchslen Stellen der RegIerung 
\'ollkomlllcn bekannt sind und d.ß mit :tIlen Mitteln dar,\n geubeic« wird. diese nach und n.eh ;n 
Ordnung ~u bringen .• (Seelig.r an Rmker vom 3 I. Aug. '936 (Az. Dr. S.lK.l. in : ßA Koblen~ R " 

V1 74 ·) 
S I Alle Zitltc aus: SiIzung vom 10. Juni 1940. a. a. 0., S. 180, ,SI. 
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und politische QU;lliüc die angestrebte Arbcitnehmcrvenretung haben sollte - es 
läßt sich dennoch erkennen, daß offenbar an eine form von Arbeitnehmervenretung 

gedacht war, die dem in der neueren Diskussion um Form und Funktion von 
Gewerkschaften als »Modell inrcgrationspflichtiger Kooperation. bezeichneten 
ähnelte!". Im folgenden soll angedeutet werden, warum den an der Besprechung vom 

,2.0 . Juni '940 beteiligten Induscrievcrtrecern ein solches (bzw. ähnliches) Modell 
ökonomisch und politisch funkcional erscheinen mußte (konnte) : 
(a.) Auch im .Dritten Reich" waren Großunternehmen - besonders solche mit 
hohen fixen Selbstkosten (in denen Löhne als Bestandteil der Produktionskosten 
eine relati,' untergeordnete Rolle spielten) - auf eine möglichst lückenlose KOlllinui
,ät des Produktionsprozesses angewiesen. Nachdem die M~ssenarbeitslosigkeit 

beseitigt war und eine zunehmende Arbeitskräfteknappheit der Arbeiterschafc grö
ßere Handlungsspielräume eröffncte, war die Unternehmerschaft immer stärker 

gezwungen, nach Mitteln und Wegen zu suchen, Produktionsunterbrechungen zu 
verhindern, die aus dem Verhalten der Arbeiterschaft resultierten. Damit sind nicht 
nur offene Arbeicsuneerbrechungen (vor allem Streiks) gemeine, sondern auch For
men von Arheiterverhalten, die minelbar den Produkcions- und Arbeitsproz.eß stör
ten: Absentismus, Fluktuation der Arbeitskräfte (incl. der Verzögerungen, die durch 
das Einarbeiten neuer Arbeitskräfte entstanden), langsames Arbeiten etc. 
Die seir 1936 sich ausbreitenden s02ialen Konflikte, die 21.1 einer rudimentären Form 
von ~ Klassenkampf« geführt hatten, der durch den Kriegsbeginn dann zwar nichr 
abgebrochen, aber vorerSt doch in den Hintergrund gedrängt und durch kriegsspe
zifische Entwicklungen überlagert worden war, ließen erahnen, welche sozialen 

Konflikre (trotz aller betrieblicher Gegenmategien) nach dem .Endsieg~ gedroht 
häuen (zuma! der aufgestaute Wunsch der Arbeiter nach Lohnerhöhungen dann 
offen ausbrechen mußte). Diese Aussicht und das Bewußtsein darüber, daß (vor 

diesenl Hintergrund) das Ideologem von der ~Betriebsgcmeinschafr~ keinen 
Realitäts9.'ert mehr haben würde, war der eigentliche Grund, warum im Juni 1940 

die führenden Repräsentanten der Wirtschaftsorganisationen und ein Venre[cr der 
Reichsregierung über die zukünftige Form der ~Sozialen Sdbsrverwaltung« zu 
einem Meinungsausrausch zusammentrafen und ein dem Modell ~in[egrationspflich
tiger Kooperation« ähnliches Konzept entwickelten. Nur durch eine institutionali
sierte und damit überprüfbare Regelung, in gewisser Weise also \) Verrechrlichung" 

sozialer Konflikte, die auch eine implizite Anerkennung des Antagonismus zwi
schen Arbeitnehmem und Arbeitgebern bedeUtet hätte, schien den Teilnehmern 

dieser Diskussion garantiert, was ihr Hauptinteresse war: Planbarkeit und Kontinui
rät des (betrieblichen) Produktionsprozesse.s . In bezug auf die Arbeiterschaft hieß 

dies: Schutz vor unkomrollierbaren Ereignissen mit unvorhersehbaren Folgen wie 

z. B. spontanen Arbeitsniederlegungen . 

(b.) Die Prosperität der meisten Unternehmen ließ es 1940 den Vertretern der Wirt
schaft sozusagen »wirtschaftlich vertretbar. (d. h. ohne daß die Gewinnträchtigkeic 

der meisten Unternehmen dal'on entscheidend berührt wurde) und vor allem poli
tisch sinnvoll erscheinen, den Arbeitern materielle Zugeständnisse (in erster Linie 

Lohnerhähungell) zu machen, wenn dadurch die Ruhe in den Betrieben, der 
"Soziale Friedc" (als Vorausserzung eines reibungslosen Produktionsablaufs) gesi
chert würde. Entschiedener Gegner einer solchen Reform der "Sozialen Selbstvcr~ 
wahung. wäre zweifellos die DAF gewesen , da sie ihren Anspruch, alle .. schaffen
den Volksgenossen~ zu vertreten, sowie ihr (in gewisser Weise .. maßnahmestaatli -

5' Vgl. E\'cli~s Mayer. Theoncn :,.um Funktionswandcl der Gewerkschaften, ['ran~furt 3 . M. '973. S. 69; 
John Kenne,h G.lb .. i,h, Die moderne IndustricgescUschalt , MünchcniZürich '968. $. 2$l · 
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ches .. ) Bestreben. willkürlich in die Angelegenheiten anderer Institu[ionen. Organi
sationen ete. einzugreifen und sich immer mehr Kompetenzcn anzueignen, hätte 

aufgeben müssen - sofern sic nicht gänzlich (zugunsten einer völlig neuen. authen
tischen Vertretung der Arbeitnehmer) aufgelöst worden wäre. Im Falle einer weit
gehenden Entmachtung oder gar vollständigen Ausschaltung der DAF wären umge

kehrt (und dies ist ein weiterer Grund. warUm von den 3m 20. Juni \940 versam
melten Arbeitgebervertretern de {acw die Verrechtlichung der Sozialbeziehungen 

verlangt wurde) die Stellung der Wirtschaftsorganisationen als Repräsentanten der 
Umernehmerschaft nicht mehr zu bezweifeln und die Unternehmer selbst vor unbe
rechenbaren Übergriffen der DAF geschütze gewesen . 

6. Schfußbemerkung 

Die hier geäußerten Gedanken fanden zwar in offiziellen Denkschriften u. ä. z . B. 
der Reichsgruppe Industrie keinen Eingang\). Spätestens nach der Wende im Kriegs

geschehen (941/42 traten dann ganz andere sozial- und arbeitsmarktpolitische 
Probleme in den Vordergrund. Im infonnellen Bereich stießen die am .10. Juni '940 

diSKutierten Ideen aber offenbar innerhalb der Unternehmerschaft auf große Rcso
nanz H und wurden vennudieh totern weiter verfolgr. üb (und in welchem Ausmaß) 
die von Pietzsch u. a. angestrebte EHektlvierung der "Sozialen Selbstverwalrung. -

oder (wenn man will:) .Modernisierung .. des nationalsozialistischen Staates in die
sem Teilbereich - überhaupt zu rC<llisieren gewesen wäre oder nicht seitens anderer 
»Säulen" nationalsozialistischer Herrschaft unüberwindbare Widerstände hervorge

rufen h3tte. diese Frage muß grundsätzlich offen gelassen werden. Einige mögliche 

Einwände gegen die Realisierbarkeit einer solchen »Modernisierung. sollen hier 
allerdings kurz angesprochen werden: 

- Erklärte Absicht der nationalsozialistischen Regierung war es 19>3/)4 gewesen zu 
verhindern. daß der Inreressengegens3tz zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 

53 In der m. W. einzigen Denk"hrift der Reichsgruppe [ndu''''e (oder eintr ihrer Untcr0'lllllisallOnen 
bzw . einzelner Kon~crnel. der . Dmkschrift der Reich,~ruppe InduSlri~- vom I . Aug. 1940 über Grund
frAgen der künftig"n Stdlung de, deutschen Unternehmers im Rlhmen der ilschi511schen .Neuordnung. 
Europ". In der die von uns hiu diskutiere.n Fragen überhaupt einm~1 .ngesprochen werden. ist von den 
:un .o.Juni di,kUliertcn Vorstellungen kaum elw.s zu finden (.bgedruckt in: Wolfgang Schumann. Neue 
Dokumente der Reichsgrupp'· lJ1du>lric ~ur .Neuordnung. Europ .. , in: Jb. f. G . '97'. s. 41t1f. (vgl. 
insbe5onder~ s. 419». 

!4 Vgl. 2 . B. Schreiben Dtch:unps (u .. ,. Geoer.aJdircl<.ror der Concordi~ Bergbau AG) an Bierhou. (u. J. 

Generaldirektor der Niederschlesischen Bergbau AG) '·om '5. Juli '940 (ohne Az.) sowie Schreiben 
Kruyks (u . •. Gener.ldireklor d.r "Borsig·Kolu", .. ke AG).n BerckemeyCf '·om ,6. Juli '940 (ohne Az. ). 
in: WWa Donmund f 1618,. (Bcrckcmeycr war GeDer.ldirtk,or der Oberschlc<isch~n Kokswcrkc und 
Chem. Fabrik Berlin, daneben Aufsicht ... "vor;ilzendcr ein .. ganzen Reih. von Bergb,u - und CheDlie
unternehmen. u. a. der Concordi. Bergb.u AG, der BOr<ig-Kokswerke AG, der NiederschlosJSchen 
Be'llb,u AG. Außerdem gehorte er dem engeren Beirat der Reichsgruppe Industrie an und war Seh"l
meisle, dieser Orguois.t..ion.) In dem letzt~'cn 8rid heißt es u . • . : Die .weitere Ausgfsu.ltung. der 
Sach'·.f"Ständigenbtirät. und Arbei. ausschü..,c -müßte nach d.r Richrung erfolgen, d,ß einm.l dit 
Unlernchmcrscitc voll Zur Geltung kommt. und weiterhin, d.ß diesen Gremien nicht nur ber"ende, 
sondern b~schließfnde FunktiOnen zuerkannt wen.!cn ( .. . ) Es ist unverkennbar. d,ß die Arbeitsfront 
.uf diesem Wog cUt erhebliches Hinderni, darstellt. Die ... ·' Hindcmu berulll m. E. in d .... H,upl.S.che in 
der offiziell von Ihr weiter :lufrecht erh.henen Version, d,ß si. Unlem.hmer- und Arbeiters.itc in 
gleicher Weis. umf.sse und v.rtr("tC. ( ... ) Hier mußte in erster Linie Wandel geschaffen werden und eine 
klare Abgren~ung dahin erlolgen. d:tß die [)AF lediglich die IntrreJS.ov.rtrctun~ der Arbeiter und 
Angestelh<:n d<lI.,ellt. ( . . . ) Di .. cn Ausschussen , in den<n die Unternehmer und die DAF zu .. mmen
zuwirken haben. mußte dIe Beschlußbssung über ~lIe Lohn-, Tuif- und Smi.llragen zunkhst in volle. 
Selbstverwaltung "Zustehen. Es mußte abo Sicherheit g<\:.eben werden. daß in diesen Fragen der Wirt· 
schaft oicht seitens cl .. T reuhiVoders oder dritter Seite Regelungen .ufoktroyiert werden. die sie nicht auf 
sich zu Mhmen gewillt ist«. 
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»durch Zusammenfassung in großen Verbänden« »künstlich organisiert und verviel
facht« würde l <. Die Einrichtung authentischer Arbeimehmervertretungen auf über

betrieblicher Ebene (gleichgültig ob innerhalb oder außerhalb des organisatorischen 
Rahmens der DAF), wie sie auf der Sitzung vom 20. Juni! 940 geforderr wurde, häue 
aber letzten Endes genau dies zur Folge gehabt. Wie erklärt sich dieser Sinneswandel 
(der auch bei staatlichen Funktionsträgern wie Bormann, Göring und Krohn einge
setZ[ hane)? Gerade die Unternehmerschaft. die das AOG und die diesem Gesetz 
zugrundeliegenden Intentionen begrüßt und gegen die gewaltsame Auflösung der 

Gewerkschahen am 2. Mai 1933 nicht (jedenfalls nicht offen) protestiert haue. 
mußte in den Jahren bis 1939 häufig die Erfahrung machen, daß durch einseitige 
autoritäre Entscheidungen des »Betriebsführers. und durch die Drohung mit dem 
terroristischen Gewaltapparat des nationalsozialistischen Staates innerbetrieblichen 
Konflikten immer weniger beizukommen war. Diese Erfahrungen und die Befürch
tung, daß sich die Unruhe in vielen Betrieben zu einer sozialen und politischen Krise 

auswachsen könnte, ließcn Piec7-Sch u. a. gewissermaßen eine »Modcrnisierungu des 
nationalsozialistischen Staates fordern. Gefordert wurde, und zwar auch im Inter

esse der politischen Stabilität der nationalsozialistischen Herrschaft (die dureh nieht
kontrollierte. soziale Unruhen größeren Ausmaßes innerhalb der Arbeiterschaft sehr 
bald gefährdet worden wäre). daß die prinzipielle Ablehnung jeglicher eigenständi
gcr Organisierung der Arbei!erschaft aufgegeben würde - eine Möglichkeit, die (wie 

eingangs gezeigt) Hitler, Mansfc!d. Pietzsch u. a. schon 1934 nicht prinzipiell aus
geschlossen hatten. Die ins Auge gefaßten neuen Vertretungen der Arbeiterschaft 

(als wesentliche Voraussetzung der geforderten Verrechtlichung und Planbarkeit 
sozialer Beziehungen und Auseinandersetzungen im iiberbcrrieblichen Bereich) här
ten bereit sein müssen, die herrschenden politischen Verhältnisse zu akzeptieren und 

sich an den vorgegebenen, engen institutionellen Rahmen zu halten. 

- Eine solche Verrechdichung der Sozial beziehungen (Tarifverhandlungen zwi
schen Tarifparteien mit dem Ziel, zu gültigen, längerfristigen Tarifverträgen zu kom

men) hätte allerdings die von Fraenkcl festgestellte Tendenz. wonach der national
sozialistische "Maßnahmestaat" den »Nonnenstaat. immer stärker vcrdrängt habe, 
im sozialpolitischen Bereich umgekchrt. Die politische Stabilität des NS-Regimcs 
hälte eine solche partielle Zurückdrängung des »Maßnahmestaates« nicht in Frage ;LU 

stellen brauchen, im Gegenteil. Willkürlichkeit und Gewaltsamkeir des "Maßnah
me5taates~, so funktional sie für die Installierung nationalsozialistischer Herrschaft 
waren (vor allem weil nur die Organe des »Maßnahmestaatcs« wie SA, GeStaPo etc. 
zu solch brutaler Niederwerrung und Unterdrückung der wichtigsren Gegner der 
Nationalsozialisten, der organisierren Arbeiterbewegung, fähig waren). hatten den 
gravierenden Nachteil, daß auch die Reaktionen auf diese Unterdrückung unbere

chenbar wurden . Eine Verrechdichung der S07.ialbeziehungen, die sogar Ventile 

vereinzelten Protestes hätte öffnen können (um einer massenhaften Ausweirung 

sozi:ller Unruhe vorzubeugen), hiitte demgegenüber den großen Vorteil gehabt, daß 
das soziale (und politische) Verhalten der Arbeiterschaft blkulierbar(er) und kanal i
sicrbar geworden wäre (~Frühwamsystem,,). Industrie und Staat hätren von langer 

Hand Gegenmaßnahmen vorbereiten können - freilich nur unter der Vorausset
zung, daß die entsprechende" Vertretung der Gefolgschafr« von den Arbeitern als 
Ihre Vertretung akzeptiert worden wäre. Dies war zweifellos auch der tiefere Grund, 

warum Bormann, GÖring. Krohn u. a. eine eindeurige Beschränkung der Tätigkeit 
der DAF auf die Vertretung ausschließlich von Arbeitnehmerinteressen ins Auge 

1I Vgl. Anm. 5· 
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gefaßt harten. Der »Maßnahmestaat« hätcc dann im Bereich der Sozialbeziehungen 
zwischen A rbeirnehmern und Arbeitgebern lediglich die Rolle einer " letzten Siche
rung~ zu spielen gehabt (wenn Teile der Arbeiterschaft oder ihrer Venrerung die 
vom politischen System gesetzten Grenzen durchbrochen hätten). 
- Die angestrebte Form der Verrechdichung der Sozialbeziehungen im industriellen 
Bereich brauchte auch nicht unbedingt mit den Prinzipien der Herrschaft eines 
-charismatischen Führers« zu kollidieren .• Charismatische Herrschaft~, die sich zu 
etablieren SUdH, zeitigt nach Max Weber ja gerade die Tendenz, sich zunehmend zu 
»veralltäglichen«, d. h . zumindest paniell rationale und allgemeinverbindliche 
Regeln zuzulassen l6 . Berücksichtigt werden sollte in diesem Zusammenhang auch, 
daß im wirtSchaftlichen Bereich nicht einmal das nationalsozialistische Führungs
prinzip (das im übrigen keineswegs in jedem Fall ökonomisch disfunktional zu sein 

brauchte) vollständig durchgesetzt worden war: Kandle, Konzerne und Aktienge
sellschaften funktionienen auch weiterhin nach formaldemokratischen Prinzipien. 
d. h. für Entscheidungen war hier die (Anteils- )Mehrheit maßgeblich . Eine in ihren 
Kompetenz.en erneblich erweiterte und weitgehend verrccbdicnte »Soziale SelbSt
verwaltung«, mit einer in irgendeiner Form demokratisch legitimierten Arbeitnch
mervertrelung auf der einen, ebenfalls demokratisch legitimierten Arbeitgeberver
tretern ;Juf der anderen Seite. und (»verallriglichtes«) »charismatisches" Herrschatts
system schlossen sich keineswegs grundsätz.lich aus. Im Gegemeil: Möglicherweise 
hätten die herrschenden Nationalsozialisten. gerade um ihre Macht längerfristig 
abzusichem, nach dem ~Endsieg" in einem .neugeordnecen Europa u eine weitere 
»Vera.lltäglichungu und »Rationalisierung .. der sozialen und politischen Beziehun
gen innerhalb der herrschenden »arischen « Elite (einschI. einer .arischen« Arbeiter
aristokratie) zulassen müssen. 
Damit soll natürlich nicht behauptet werden, die am 20. Juni 1940 geäußerten Vor
stellungen hätten -nach Friedensschluß .. reibungslos durchgesetzt werden können. 
Offen bleiben muß die Frage, inwieweit sie gegen jene Teile der nationalsozialisti
schen .Bewegung« (etwa der 55) hätten durchgesetzt werden können. deren Macht 
und Bewegungsräume in dem gleichen Maße wuchsen wie ihre Irrationalität und 
maßlose Gewlltsamkeit zunahm. Von Bedeutung scneint mir vor allem eines zu 
sein: Die Ideologie einer sozialhannonischen »Betriebs-. und "Volksgemeinschaft .. 
war nicht nur durch eine sich ab 1935 / 36 allgemein ausbreitende, rudimentäre Fonn 
von .Klasscnkampf« de facre ad absurdum geführt worden. Diese Tatsache, die den 
Repräsentanten von Industrie und Staat nicnt verborgen blieb. führte darüberhinaus 
dazu, daß man staatlicherseits und vor allem in Wirtschafeskreisen im Prinzip bereit 
war, (~nach Kriegsende «) diese Ideologie aufzugeben, die Tarifautonomie wieder
herzustellen und die Existent eines (mit echten Gewerkschaften freilich bum ver
gleichbaren) Sozialpartners auf Arbeitnehmerseire zuzulassen . 

56 Vgl. MH Weber. W,mchlft und G.seJlsch lft, Tüb;ngcn '97>. s. '41 H.; lerner: Wol(glng Sauer, Die 
Mob ilm"chun~ <lor Gcwolt. KcilnJOpbd . " 1960. S. ,6 H. 
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